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10. Satzung zur Änderung der  
Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Langen 
 
Aufgrund der §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. 
Juni 2018 (GVBl. S. 291), in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Friedhofs- und Bestattungsgesetz 
vom 05.07.2007 (GVBl. I S. 338, ber. S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.08.2018 (GVBl. S. 381), hat die Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung vom 
12.12.2019 folgende 10. Satzung zur Änderung der Satzung über das Friedhofs- und Be-
stattungswesen der Stadt Langen vom 24.03.1999 beschlossen. 

Artikel 1 

1. Es wird folgender § 1a eingefügt: 
 

§ 1a Gleichstellungsregelung 
 

Die in dieser Satzung genannten Personenbezeichnungen umfassen gleichermaßen die 
männliche, die weibliche und die diverse Form. 

 
2. § 2 „Friedhofszweck“ wird wie folgt gefasst:  
 

Der Friedhof dient zur Bestattung der Toten und der Pflege der Gräber im Andenken an 
die Verstorbenen. Der Friedhof nimmt aufgrund seines Grünanteils wichtige Umwelt- 
und Naturschutzfunktionen im Interesse der Allgemeinheit wahr. Der Friedhof erfüllt 
außerdem kulturhistorische und soziale Funktionen sowie Erholungs- und Wirtschafts-
funktionen. 

 
3. Es wird folgender § 2a „Begriffsbestimmungen“ ergänzt:  
 

§ 2a Begriffsbestimmungen 
(1) Bestattung 
Bei der Bestattung handelt es sich um die Übergabe des menschlichen Leichnams an 
die Elemente (Erde, Feuer, Wasser). Die Bestattung ist gegliedert in Feuer- und Erdbe-
stattung. Bestattung umfasst als Sammelbegriff sowohl die Bestattung von einer Leiche 
in Sarg oder Tuch wie auch die Beisetzung einer Urne.  

 
(2) Beisetzung 
Die Beisetzung ist die Versenkung einer Urne oder eines Sarges sowie das Schließen 
des Grabes.  

 
(3) Grabstelle / Grabstätte 
Die Grabstelle umschreibt die kleinste Einheit der Fläche für die Beisetzung einer ver-
storbenen Person. Die Grabstätte bezeichnet den Standort des Grabes und kann eine 
oder mehrere Grabstellen beinhalten. 

 
(4) Wahlgrab  
Eine Wahlgrabstätte unterscheidet sich durch Größe, bevorzugte Lage, ist zur Aufnah-
me nicht nur eines einzelnen Verstorbenen bestimmt und wird für eine längere Nut-
zungsdauer als die Ruhefrist eingeräumt.   
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(5) Nutzungsberechtigter  
Nutzungsberechtigte Person ist die Person, die das Recht hat,  
im Rahmen der in dieser Satzung enthaltenen und auf ihr beruhenden Vorschriften über 
die Bestattung in der Grabstätte zu verfügen und über die Gestaltung der Grabstätte zu 
entscheiden und die das Recht und die Pflicht über die Pflege der Grabstätte im Rah-
men dieser Satzung erhalten hat.  
 
(6) Ruhezeit 
Die Ruhezeit ist die Zeitspanne, innerhalb derer die Grabstelle in einer Grabstätte nicht 
erneut belegt werden darf.  
 
(7) Nutzungszeit 
Die Nutzungszeit ist die Laufzeit einer Grabstätte, für die das Nutzungsrecht übertragen 
wurde. 
 

4. Es wird folgender § 2b „Bestattungsberechtigte“ ergänzt: 
 

§ 2b Bestattungsberechtigte 
 

(1)  Gestattet ist die Bestattung derjenigen Personen, die 
a) bei ihrem Ableben Einwohnerin oder Einwohner der Stadt Langen waren, 
b) nach Aufgabe ihres Langener Wohnsitzes Aufnahme in ein auswärtiges Alters- 

oder Pflegeheim gefunden haben und dort versterben, 
c) ein Recht auf Benutzung einer Grabstätte auf dem Friedhof hatten oder 
d) innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind, soweit sie nicht auf einen an-

deren Friedhof überführt werden. 
 

(2)  Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung. Ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung besteht nicht. Die 
Friedhofsverwaltung entscheidet über die Erteilung der Zustimmung nach pflicht-
gemäßem Ermessen. 

 
(3)  Gestattet ist ebenfalls die Bestattung eines tot geborenen Kindes, das vor der 

24. Schwangerschaftswoche oder mit weniger als 500 Gramm geboren worden ist. 
 

5. § 7 Abs. 4 wird hinter Satz 1 wie folgt ergänzt:   
 

Bestattungen sollen in der Regel spätestens 96 Stunden nach Eintritt des Todes erfol-
gen. Urnen sind innerhalb von neun Wochen nach der Einäscherung beizusetzen. Sams-
tage sowie Sonn- und Feiertage bleiben bei der Berechnung der Höchstfrist außer An-
satz, sofern nicht die Friedhofsverwaltung eine frühere Bestattung anordnet. 

 
6. In § 8 Särge wird Abs. 1 wie folgt gefasst: 
 

(1) Erdbestattungen sind in Särgen, Urnenbeisetzungen in Urnen vorzunehmen. Aus 
religiösen Gründen kann die Friedhofsverwaltung ausnahmsweise die Bestattung 
ohne Sarg gestatten. Die Särge müssen fest gefügt und so abgedichtet sein, dass 
jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur 
Vermeidung von Umweltbelastungen nur Särge aus leicht abbaubarem Material 
(z. B. Vollholz) erlaubt, die keine PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellu-
losehaltigen oder sonstigen umweltgefährdenden Lacke und Zusätze enthalten. 
Entsprechendes gilt für Sargzubehör und -ausstattung. Die Kleidung der Leiche soll 
nur aus Papierstoff und Naturtextilien bestehen. Auch Überurnen, die in der Erde 
beigesetzt werden, müssen aus leicht abbaubarem, umweltfreundlichem Material 
bestehen. 
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7. § 10 „Ruhezeit“ wird um folgenden Absatz 3 ergänzt:  
 

(3)  Nach Ablauf der Ruhezeit aufgefundene Gebeine und Urnen mit Aschen Verstorbe-
ner sind in geeigneter Weise innerhalb des Friedhofs zu bestatten. 

 
8. In § 11 „Umbettungen und Exhumierung“ wird Abs. 2 wie folgt gefasst: 
 

(2)  Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen ge-
setzlichen Vorschriften, der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsver-
waltung. Die vorherige Zustimmung für die Umbettung von Leichen darf nur erteilt 
werden, wenn besondere Gründe das öffentliche Interesse an der Wahrung der To-
ten-ruhe deutlich überwiegen.  

 
Es gelten die gesetzlichen Regelungen. 

 
Umbettungen aus einer Reihengrabstätte oder Urnenreihengrabstätte in eine ande-
re Reihengrabstätte, Urnenreihengrabstätte oder in das Grabfeld für ungenannt 
Beigesetzte sind innerhalb des Friedhofs nicht zulässig. § 3 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
und 3 bleiben unberührt. 

 
9. In § 17, Abs. 3 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
 

Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und zur Pflege der Grabstätte.  
 
10. Es wird folgender § 21b ergänzt: 
 

§ 21b Verbot von Grabsteinen aus ausbeuterischer Kinderarbeit 
 

(1)  Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen nur aufgestellt werden, 
wenn sie nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 
3 des Übereinkommens Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. 
Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit (BGBl. 2001 II S. 1291) hergestellt worden 
sind. Die Herstellung im Sinne dieser Vorschrift umfasst dabei sämtliche Bearbei-
tungsschritte von der Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt. 

 
(2)  Für die Nachweiserbringung gilt § 6a Abs. 2 und 3 des Friedhofs- und Bestattungs-

gesetzes in der jeweils gültigen Fassung.  
 

(3)  Der Nachweis im Sinne von Abs. 1 Satz 1 kann erbracht werden durch  
1. eine lückenlose Dokumentation, aus der sich ergibt, dass die Grabsteine oder 

Grabeinfassungen aus Naturstein ausschließlich in Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union, weiteren Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz hergestellt worden sind, oder  

2. die schriftliche Erklärung einer Organisation, in der diese versichert, dass 
a) die Herstellung ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit erfolgt ist,  
b) dies durch sachkundige und unabhängige Kontrolleure regelmäßig und unan-

gemeldet vor Ort überprüft wird und 
c)  sie selbst weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Han-

del beteiligt ist, oder  
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3.  soweit die Vorlage eines Nachweises nach Nr. 1 und 2 unzumutbar ist, die 
schriftliche Erklärung des Letztveräußerers, in der dieser  
a)  versichert, dass ihm keine Anhaltspunkte dafür bekannt sind, dass die ver-

wendeten Grabsteine oder Grabeinfassungen aus Naturstein unter 
schlimmsten Formen von Kinderarbeit hergestellt worden sind, und  

b)  darlegt, welche Maßnahmen von ihm ergriffen wurden, um die Verwendung 
von nach Abs. 1 verbotenen Grabsteinen oder Grabeinfassungen zu vermei-
den. 
 

(4) Eines Nachweises im Sinne des Abs. 1 Satz 1 bedarf es nicht, wenn der Letztveräu-
ßerer glaubhaft macht, dass die Grabsteine oder Grabeinfassungen aus Naturstein 
oder deren Rohmaterial vor dem 1. März 2019 in das Bundesgebiet eingeführt wur-
den. 

 

Artikel 2  

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Langen, 13.12.2019 
DER MAGISTRAT DER STADT LANGEN 

 

 

Gebhardt 
Bürgermeister 

 

 

 

 

V. g. Änderungssatzung wurde am                   in der Langener Zeitung öffentlich bekannt 
gemacht. 


